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Antrag 

der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Rita Grießhaber, irmingard Schewe-Gerigk und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Wahlfreiheit und gleichberechtigte Anerkennung für alle Lebensformen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Gesetzgeber muß allen Menschen Wahlfreiheit und 
Gleichberechtigung bezüglich ihrer Lebensformen ge- 
währen. Es ist nicht Aufgabe der Gesetzgebung, den Bür- 
gerinnen und Bürgern im Familien- und Lebensgemein- 
schaftsrecht beispielsweise durch finanzielle Sanktionen 
bestimmte Lebensformen aufzudrängen, sondern vielmehr, 
allen Lebensgemeinschaften einen passenden Rahmen für 
die rechtliche Ausgestaltung ihrer Form des Zusammenle- 
bens bereitzustellen. 

2. Ehe und Familie stehen laut Grundgesetz unter dem be- 
sonderen Schutz des Staates. Andere Lebensformen wer- 
den in der Verfassung nicht erwähnt. Dennoch läßt sich aus 
dem verfassungsrechtlichen Schutz von Ehe und Familie 
kein Diskriminierungsgebot gegenüber nichtehelichen he- 
terosexuellen und homosexuellen Lebensgemeinschaften 
sowie Alleinlebenden oder Alleinerziehenden ableiten. 

3. In der Bundesrepublik Deutschland leben drei Millionen 
Menschen in verschiedengeschlechtlichen nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften mit gemeinsamer Haushalts- 
führung. Die Zahl der nichtehelichen Lebensgemeinschaf- 
ten, deren Partnerinnen und Partner sich bei getrennten 
Wohnungen und Haushalten als zusammengehörig be- 
trachten, wird statistisch nicht erfaßt. Rund ein Viertel der 
18- bis 55jährigen, die in einem Einpersonenhaushalt leben, 
haben aber eine Lebenspartnerin bzw. einen Lebenspart- 
ner. Die Zahl der lesbischen und schwulen Lebensgemein- 
schaften wird nicht erhoben, da die statistische Definition 
der nichtehelichen Lebensgemeinschaft bislang nur ver- 
schiedengeschlechtliche Paare umfaßt. Es gibt in der Bun- 
desrepublik Deutschland derzeit 1,9 Millionen alleinerzie- 
hende Mütter und Väter. Die Statistik zählt zudem zwölf 
Millionen Einpersonenhaushalte. Eine unbekannte Anzahl 
der Frauen und Männer in diesen Einpersonenhaushalten 
lebt aus eigener Entscheidung bewußt als Single. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. Dem Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Grundgesetzes vorzulegen, der den Schutz von Ehe, 
Familie und anderen Lebensgemeinschaften folgender- 
maßen neu faßt: „Die Ehe und andere Lebensgemeinschaf- 
ten werden rechthch anerkannt und geschützt. Die Familie, 
das sohdarische Zusammenleben von Menschen mit Kindern 
oder hilfs- und pflegebedürftigen Personen, unterstehen dem 
besonderen Schutz und der staatlichen Förderung." 

2. Dem Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf vorzule- 
gen, der die nichteheliche Lebensgemeinschaft im Famili- 
enrecht anerkennt, den Partnerinnen und Partnern einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft mindestens die Rech- 
te von Familienangehörigen, wie sie selbst Verlobte haben, 
zugesteht und die rechtlichen Folgen des Zusammenlebens 
und der evtl, gemeinsamen Sorge, Adoption oder Pflege von 
Kindern regelt. 

3. Dem Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf vorzule- 
gen, der schwulen und lesbischen Lebensgemeinschaften 
die gleichen rechtlichen Möglichkeiten zur Ausgestaltung 
ihrer Lebensform eröffnet wie heterosexuellen Paaren: 
Eheschließungsrecht und Öffnung aller rechtlicher Rege- 
lungen, die für nichteheliche heterosexuelle Lebensge- 
meinschaften gelten. 

4. Dem Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf vorzule- 
gen, der eine Modernisierung und Vereinfachung im Ehe- 
und Familienrecht vorsieht. Die patriarchalen Relikte im 
Eherecht müssen beseitigt werden, insbesondere durch die 
Einführung der Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe, 
die zumindest schrittweise Beseitigung des Ehegattensplit- 
tings sowie die Stärkung des Individualprinzips im Sozial- 
und Steuerrecht. Das Eheschließungs- und Scheidungs- 
recht soll dahin gehend überprüft werden, ob es vereinfacht 
werden kann. Insbesondere soll überprüft werden, ob Re- 
gelungen wie das Trennungsjahr bei der Scheidung noch 
zeitgemäß oder unnötig belastend für die Betroffenen sind. 
Die Möglichkeiten zur außergerichtlichen Einigung müs- 
sen ausgebaut werden. 

5. Zu prüfen, inwieweit über die Punkte II. 1 bis 4 hinaus Re- 
gelungsbedarf für Wohngemeinschaften und sonstige Le- 
bensgemeinschaften besteht. Insbesondere soll durch eine 
Änderung des Sozialwohnungsbaurechtes anderen Lebens- 
formen zu gleichen Bedingungen wie Familien der Zugang 
zu einer gemeinsamen Sozialwohnung ermöglicht werden. 

Bonn, den 3. Januar 1996 

Volker Beck (Köln), 

Rita Grießhaber, 

Irmingard Schewe-Gerigk 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Das patriarchale Leitbild von Ehe und traditioneller Familie als all- 
gemeingültiger Lebensform ist brüchig geworden. Zwar ist ver- 
heiratet Zusammenleben weiterhin die dominierende Lebensform 
in Deutschland. Neben Ehe und traditioneller Familie haben sich 
aber in zunehmendem Maße andere Lebensformen etabliert. Men- 
schen leben mit und ohne Partnerschaften, in Wohngemeinschaf- 
ten, mit und ohne Kinder, mit und ohne Trauschein, in homo- 
sexuellen Lebensgemeinschaften. 

Die Zahl der statistisch erfaßten nichtehelichen Lebensgemein- 
schaften ist im alten Bundesgebiet von 1972 bis 1992 um das Sie- 
benfache gestiegen. Nichteheliche Lebensgemeinschaften haben 
sich zu einem wichtigen gesellschaftlichen Faktor entwickelt. In 
den neuen Bundesländern sind die nichtehelichen Lebensge- 
meinschaften mit 8 % aller Paare noch etwas stärker verbreitet als 
in den alten mit 7 % . 

Nach Ansicht des Präsidenten des Statistischen Bundesamtes weist 
die „zunehmende Zahl von nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
auf eine in Deutschland wie in Europa vorhandene Tendenz zur 
Etablierung neuer Partnerschaftsformen hin." [Merk, Hans 
Günther: Vorwort in: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Familien im 
Wandel, Stuttgart 1995. S. V.]. 

Diesen veränderten Realitäten muß die Rechts- und Familienpoli- 
tik endlich gerecht werden. Die Bundesregierung beharrt aber 
gegenüber der gewachsenen Pluralität der Lebensformen auf der 
einseitigen Bevorzugung der heterosexuellen Ehe. Die Bundes- 
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend betont immer 
wieder, die Zunahme der nichtehelichen Lebensformen sei keine 
bewußte Abwendung von der Ehe, sondern eine der Ehe vorge- 
schaltete Lebensphase. Die Mehrheit der heterosexuellen nicht- 
ehelichen Lebensgemeinschaften gibt aber an, nicht heiraten zu 
wollen. 

Nichteheliche Lebensgemeinschaften werden vom Staat immer 
nur dann anerkannt, wenn sie sozialrechtlich zur Kasse gebeten 
werden können. Ihnen werden Pflichten auf gebürdet, ohne daß sie 
entsprechende Rechte erhalten. 

Verschieden- oder gleichgeschlechtliche Lebenspartner haben 
selbst bei jahrzehntelangem Zusammenleben nicht die Rechte von 
Familienangehörigen. Verschiedengeschlechtliche Lebensge- 
meinschaften können diese allerdings mit der Behauptung erwer- 
ben, sie seien verlobt, selbst wenn sie tatsächlich nicht die Absicht 
haben, zu heiraten. Gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaf- 
ten ist selbst diese Möglichkeit der rechtlichen Anerkennung 
verbaut (vgl. Drucksache 13/2728). Dabei stellt eine vom Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend herausge- 
gebene Untersuchung fest: „Unter homosexuellen Männern 
besteht eine ausgeprägte Tendenz, feste Freundschaften einzuge- 
hen" (Dannecker, Martin: Homosexuelle Männer und AIDS, Eine 
sexualwissenschaftliche Studie zu Sexualverhalten und Lebens- 
stil, Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, Familie, Frau- 
en und Gesundheit, Bd. 152, Stuttgart 1990, S. 117). Danach, wie 
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auch nach weiteren Erhebungen, haben drei Fünftel der homose- 
xuellen Männer eine Beziehung zu einem anderen Mann, die sie 
als feste Freundschaft einstufen. Über lesbische Lebensgemein- 
schaften liegen keine neueren Untersuchungen vor. Die Lebens- 
wirklichkeit lesbischer Frauen wird von den Sozialwissenschaften 
häufig noch ignoriert. Hier besteht dringender Forschungsbedarf. 

Die Länder Brandenburg und Berlin haben den gesellschaftlichen 
Realitäten bereits Rechnung getragen und in ihren Landesverfas- 
sungen neben Ehe und Familie auch andere Lebensgemeinschaf- 
ten in den Schutzbereich des Staates mit einbezogen. In Artikel 26 
Abs. 2 der Verfassung des Landes Brandenburg heißt es: „Die 
Schutzbedürftigkeit anderer, auf Dauer angelegter Lebensge- 
meinschaften wird anerkannt.'' Artikel 12 Abs. 2 der neuen Berli- 
ner Landesverfassung schreibt fest; „Andere auf Dauer angelegte 
Lebensgemeinschaften haben Anspruch auf Schutz vor Diskrimi- 
nierung." 

Auch im Eherecht besteht erheblicher Reformbedarf. Finanzielle 
Privilegien wie z.B. das Ehegattensplitting passen nicht mehr in 
eine Gesellschaft, die immer mehr von einem Pluralismus der Le- 
bensformen bestimmt ist. 

Jede dritte Ehe in der Bundesrepublik Deutschland wird geschie- 
den, Immer häufiger werden Ehen nicht mehr mit „Ewigkeitsan- 
spruch'' geschlossen. Die Ehe verändert sich für viele Menschen 
zu einer Lebensgemeinschaft auf Zeit, einem möglichen Abschnitt 
in der „ Wahlbiographie Dieser Entwicklung muß das Eherecht 
Rechnung tragen. 

Den veränderten gesellschaftlichen Bedingungen muß sich der 
Gesetzgeber vor allem auch beim sozialen Wohnungsbau stellen. 
Gemeinschaftliches Wohnen mehrerer Erwachsener, mehrerer Fa- 
milien mit Kindern oder mehrerer Erwachsener schafft viele neue 
Möglichkeiten der persönlichen Entfaltung und kann gegenseiti- 
ge Hilfe im Alltag sichern. 
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